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Die Corona-Krise der letzten Wochen hat mit aller Deutlich-
keit erkennen lassen, dass das Lohnsystem das Herz der kapi-
talistischen Maschine bildet.

Wir haben ein Problem
und es heißt Lohnarbeit

www.direkteaktion. org

Auf das Eindringlichste wird ap-
pelliert und schließlich mit den
Mitteln des Gewaltmonopols
durchgesetzt, dass wir unsere
Freizeit zuhause verbringen sol-
len. Doch bleibt die Lohnarbeit
von diesen Beschränkungen
weitgehend unangetastet. Für
das Kapital muss menschliche
Gesellschaft nicht stattfinden,
solange es abhängige Lohnarbei-
ter*innen gibt, die Tag für Tag
durch ihre Arbeitskraft Mehr-
wert schaffen. Darauf hat die
Arbeiter*innenbewegung immer
schon mit der Forderung nach
einer Verringerung der Arbeits-
zeit reagiert. Auch aus feministi-
scher Perspektive ist es die radi-
kale Verkürzung der Arbeitswo-
che, die erst eine gerechte Ver-
teilung von Sorgearbeit in
unserer Gesellschaft ermöglicht.
Und im vergangenen Jahr haben
auch die ökologischen Kosten
unserer Fixierung auf Lohnarbeit
als Lebenssinn mehr Aufmerk-
samkeit erhalten.

Die klimapolitische Relevanz
des Kampfes um kürzere Ar-
beitszeiten haben in den letzten
Jahren zahlreiche Studien bestä-
tigt. Um die international ver-
einbarten Klimaziele einzuhal-
ten, müssten die reichen Länder
die durchschnittlichen Wochen-
arbeitszeiten stark reduzieren.
Verringert man die geleistete Ar-
beit in dem erforderlichen Maße,
würde sich auch eine dringend
notwendige Debatte über den
Sinn vieler Jobs und den Ge-
brauchswert von Gütern und
Dienstleistungen anschließen.

Darüber hinaus haben ver-
schiedene Versuche wie 4-Stun-
den-Tage und 30-Stunden-Wo-
chen – etwa beim für radikale
Umtriebe eher unverdächtigen
Unternehmen Microsoft Japan –
gezeigt, dass kürzere Arbeitszei-
ten eine deutliche Produktivi-
tätssteigerung erzielen können.
So betrachtet ist eine drastische
Arbeitszeitverkürzung keine re-
volutionäre Forderung, sondern

sollte vielmehr als Selbstver-
ständlichkeit einer zeitgemäßen
Arbeiter*innenbewegung angese-
hen werden.

Im Kapitalismus dient Lohn-
arbeit der Akkumulation von
Kapital. In einem System, das
auf Wachstum programmiert ist,
sind alles weitere (wie Soziales
oder Ökologie) immer nur Ne-
benprodukte oder Zugeständnis-
se. Unsere Arbeit führt nicht
dazu, dass es allen im Laufe der
Zeit stetig immer besser geht,
sondern dass Wenige immer wei-
ter Profit erzielen – und dabei
im gleichen Atemzug unsere ge-
meinsamen Lebensgrundlagen
zerstören. Dass der Kapitalismus
sich nicht an grundlegenden Be-
dürfnissen orientiert, zeigt nicht
zuletzt die aktuelle Ausnahmesi-
tuation durch Covid-19. Auf
einmal wird sichtbar, welche Be-
reiche für das gesellschaftliche
Leben wesentlich sind. Bereiche
wie das Gesundheitssystem, das
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Editorial

Liebe Leser*innen,

diese Ausgabe der Direkten Akti-
on war ursprünglich dazu be-
stimmt, am 1.Mai – dem inter-
nationalen Arbeiter*innenkampf-
tag – verteilt zu werden um über
die Arbeit der Freien Arbei-
ter*innen Union (FAU) zu in-
formieren und zu ermutigen mit
den Kolleg*innen Widerstand im
eigenen Betrieb zu organisieren.
Während wir uns aber mit der
Redaktionsarbeit auf der Zielge-
raden befinden, wird die Welt von
einer Situation beherrscht, die
für alle neu ist. Die Corona-
Pandemie hat zum jetzigen Zeit-
punkt (Redaktionsschluss:
16.04.2020) weltweit 137.666
Todesopfer gefordert, über zwei
Millionen sind infiziert. Es ist
nicht abzusehen, ob am 1.Mai ir-
gendwelche öffentlichen Veran-
staltungen stattfinden können.
Dabei sind die Arbeitsbedingun-
gen unter diesen Umständen be-
sonders prekär. Den einen bre-
chen gerade große Teile ihres
Einkommens durch Kurzarbeit,
fehlende Aufträge oder betriebs-
bedingte Kündigungen weg, weil
die Bosse das Wirtschaftsrisiko
auf die Arbeiter*innen abwälzen,
wo sie nur können. Die anderen
sind gerade besonders überbelas-
tet und gleichzeitig einem erhöh-
ten Ansteckungsrisiko ausgesetzt,
wenn sie im Betrieb auf zu en-
gem Raum nicht am Kontakt mit
Kolleg*innen, Kund*innen oder
Patient*innen vorbei kommen.
Doch nicht nur im Supermarkt
oder in den Krankenhäusern
müssen Arbeiter*innen zum
Dienst antreten. Die IP in Polen
veröffentlichte ein Video, das
Amazon-Arbeiter*innen beim
Schichtwechsel zeigt. Dicht an
dicht drängen sich hunderte Ar-
beiter*innen ohne Hygieneschutz
aneinander vorbei. In Italien gab
es eine Welle wilder Streiks, ge-
gen den Zwang weiterhin in den
Werkshallen zu schuften und sich
dabei einem hohen Ansteckungs-
risiko auszusetzen, während im
ganzen Land Ausgangssperren
gelten. Es zeigt sich auch hier
wieder, dass Profite all zu oft

wichtiger als Menschenleben sind.
Gewerkschaftliche Solidarität und
der Aufbau von Gegenmacht ge-
gen kapitalistische Ausbeutung ist
wichtiger denn je.

Mancherorts klatschen Men-
schen gerade als Zeichen der
Dankbarkeit und der Solidarität
für Verkäufer*innen und Pfle-
ger*innen von ihrem Balkon Bei-
fall. Es ist zu hoffen, dass diese
Solidarität nicht verschwunden
ist, wenn die Kolleg*innen das
nächste mal für höhere Löhne und
Entlastung kämpfen!

Die FAU war als Basisge-
werkschaft schon immer ein soli-
darisches Netzwerk und
wird es auch

bleiben. Auf
Seite vier erklären
unsere Leipziger Genoss*innen,
wie schnell und effektiv migran-
tische Reinigungskräfte Lohn
eingetrieben haben und auf Seite
drei erfahren wir von einer Ber-
liner Lehrerin, wie sie mit ihrer
ganzen Schule zum Klimastreik
im Jahr 2019 die Arbeit nieder-
gelegt hat. Davon wie Frauen in
Nähfabriken in Südostasien für
ihr gegen Übergriffe und Unter-
bezahlung kämpfen, könnt ihr auf
Seite 6 nachlesen.

Join the Union! Solidarity

forever!

Eure Redaktion der DA-

Verteilzeitung

seit Jahren kaputtgespart wird.
Was nach der Krise kommen
mag, ist schwer zu sagen. Doch
die Leidtragenden einer Wirt-
schaftskrise sind in der Regel
nicht die Verursachenden, son-
dern die Lohnabhängigen. Doch
was wäre, wenn wir uns entschei-
den, unsere Arbeitskraft lieber
antikapitalistisch zu organisieren,
anstatt das kapitalistische Wirt-
schaftssystem mit teils sinnloser
und oft prekärer Arbeit zu ret-
ten?

Der Aufbau von Organisatio-
nen, mit denen Lohnabhängige
über den Sinn und Zweck ihrer
Arbeit bestimmen

können, ist
der Hauptgegen-

stand des Anarcho-
Syndikalismus. Fluchtpunkt der
Aufbauarbeit ist dabei die Über-
nahme von Betrieben durch ihre
Belegschaften. So können diejeni-
gen, die tatsächlich vor Ort die
Arbeit verrichten, gemeinsam
darüber entscheiden, woran und
unter welchen Bedingungen sie
arbeiten wollen. Dazu bilden im
Rahmen anarcho-syndikalisti-
scher Gewerkschaften die Be-
triebsgruppen eine Keimzelle:
Hierin schließen sich die Gewerk-
schaftsmitglieder eines Betriebs
zusammen und tauschen sich
über die Arbeit aus, unterstützen
einander bei Konflikten und
schaffen so Gegenmacht zu den
Befehlen von Vorgesetzten und

Bossen. In der Gewerkschaft wer-
den Entscheidungen von den
Mitgliedern auf Vollversammlun-
gen oder branchenspezifischen
Treffen gefasst, sodass die Ent-
stehung einer Gewerkschaftsbü-
rokratie verhindert wird. Ge-
werkschaften sind sowohl Kampf-
organisationen, um die Interessen
der Arbeiter*innen gegen das
Kapital durchzusetzen, als auch
Aufbauorganisationen, die es
möglich machen, eine demokrati-
sche Bestimmung über das Wirt-
schaftsleben vorzubereiten, zu
lernen und schließlich auch gegen
Widerstände zu erkämpfen. Sie
erlauben es, die tägliche Arbeit
vom Diktat der Profiterwirt-
schaftung zu befreien und öffnen
damit die Möglichkeit, andere
Zwecke für das gemeinsame
Schaffen zu setzen.

Wir brauchen gesellschaftli-
che Institutionen, in denen wir
andere Zwecke als Wachstum für
unsere Arbeit bestimmen kön-
nen. Zwecke, die auch in Hinblick
auf die kommenden Herausforde-
rungen des Klimawandels not-
wendig sind, um ein gutes Leben
für alle zu gewährleisten – oder
zumindest erst einmal ein Leben
für alle. Und wir brauchen Zeit,
um uns um die drängenden The-
men unserer Zeit zu kümmern.
Angefangen bei der gerechten
Verteilung von Reproduktionsar-
beit, über die Gründung von Be-
triebsgruppen und den Aufbau
von solidarischen Netzwerken, bis
hin zu Seenotrettung und politi-
schen Kämpfen hier vor Ort, an
den europäischen Außengrenzen,
sowie international. Europa zeigt
sich momentan von seiner häss-
lichsten Seite und tritt Men-
schenrechte momentan am sicht-
barsten an seinen Außengrenzen
mit Füßen. Um den in Europa
gesellschaftlich so tief veranker-
ten Rassismus und Antisemintis-
mus zu bekämpfen, müssen wir
zusammenstehen. Wir dürfen
nicht zu kleinen Rädchen im Sys-
tem werden die alles am Laufen
halten – sondern sollten uns soli-
darisieren, organisieren und für-
einander da sein.

Swantje Ammoneit

und Vincent Heßelmann

Editorial
Forts. von Seite 1



Streik als Mittel der politischen
Auseinandersetzung wird in Folge
der feministischen Streiks in Spa-
nien 2018 und der sogenannten
globalen Klimastreiks der Schü-
ler*innen von Fridays for Future
immer öfter diskutiert.

Ob diese Streiks das Ziel ha-
ben Geschlechterungleichheit zu
beenden, schnelleres Handeln in
der Klimapolitik zu erzwingen
oder eine möglicherweise in Aus-
sicht stehende AfD-Regierung
wieder zu Fall zu bringen – das
Konzept bleibt das gleiche: Mas-
senstreiks sollen entweder direk-
ten Druck auf Unternehmen aus-
üben und deren Einfluss in der
Politik nutzen, um politische
Veränderungen zu erzwingen
oder die Infrastruktur lahmlegen
und die ganze Maschine erst wie-
der in Gang setzen, wenn sie sich
im Einklang mit den Interessen
der Arbeiter*innen bewegt.

Dass politische Streiks als il-
legal gelten, geht auf ein Urteil
des Landesarbeitsgerichts Frei-
burg aus dem Jahr 1952 zurück.
Arbeiter*innen von Zeitungsbe-
trieben streikten, um das Be-
triebsverfassungsgesetz auszuwei-
ten. Der Streik wurde zwar für
illegal erklärt, aber das Gericht
wollte diese Entscheidung nicht
als prinzipielles Verbot aller poli-
tischen Streiks verstanden wis-
sen: "Sollte durch vorübergehen-
de Arbeitsniederlegung für die
Freilassung von Kriegsgefangenen
oder gegen hohe Besatzungskos-
ten oder gegen hohe Preise de-
monstriert werden, dann könnte
dieser politische Streik wohl
kaum als verfassungswidrig ange-
sehen werden."

Das eigentliche Problem liegt
nicht in der staatlichen Repressi-
on von Streiks. Es liegt im Tarif-
vertragsgesetz.

Streiks müssen von Gewerk-
schaften ausgerufen werden. Ne-
ben der Auflage, dass ein Streik
nicht während einer vereinbarten
Friedenspflicht stattfinden darf,
muss der Streik dem Zweck die-
nen, Verhandlungen zu erzwin-

gen, um das Ziel in einem Tarif-
vertrag festzuschreiben. Trifft da-
von ein Punkt nicht zu, drohen
der Gewerkschaft empfindliche
Schadensersatzforderungen. Die
Gewerkschaft setzt mit Aufrufen
zu politischen Streiks ihr Vermö-
gen und damit ihre Handlungsfä-
higkeit aufs Spiel. Streiken Ar-
beiter*innen ohne gewerkschaftli-
chen Aufruf, gilt das lediglich als
Arbeitsverweigerung – das ist
keine Straftat, sondern schlimms-
tenfalls Kündigungsgrund.

Eine politische Streik-
praxis ist möglich
Trotzdem gibt es historische Bei-
spiele für politische Streiks in
Deutschland. Im März 1920
streikten Hunderttausende, um
den faschistischen Kapp-Putsch
zu stoppen. 1968 legten Arbei-
ter*innen in einigen Betrieben
die Arbeit nieder, um die neuen
Notstandsgesetze zu verhindern
und 1996 zwangen politische
Streiks die Kohl-Regierung zur
Rücknahme eines Gesetzes, das
Lohnfortzahlung im Krankheits-
fall kürzte. Nicht die Gerichte
schützten die Streikenden vor
Repressionen, sondern gesell-
schaftlicher Konsens und eine
breite Beteiligung.

Ziel muss es sein eine politi-
sche Streikpraxis zu etablieren,
um konsequente Maßnahmen
zum Klimaschutz und Geschlech-
tergleichheit notfalls erzwingen
zu können. Dafür ist es nötig den
eigenen Betrieb als politischen

Raum zu begreifen, in dem wir
neben betrieblichen Problemen
auch gesellschaftliche Fragen auf
die ToDo-Liste setzen.

Für die Zeit bis politische
Streiks auch in Deutschland Nor-
malität geworden sind, hat die
FAU Dresden Vorschläge ausge-

arbeitet, um die Lohnarbeit an
Aktions- und Streiktagen – wie
dem internationalen Frauen-
kampftag – kollektiv zu verzö-
gern oder zu unterbrechen. Zum
Beispiel ist der Betriebsrat nach
§ 43 Absatz 3 des Betriebsverfas-
sungsgesetzes verpflichtet, auf
Wunsch eines Viertels der wahl-
berechtigten Arbeitnehmer*innen
eine Betriebsversammlung einzu-
berufen. Warum also nicht mit
den Kolleg*innen ins Gespräch
kommen und ungleiche Bezah-
lung der Geschlechter oder sexu-
elle Belästigung am Arbeitsplatz
diskutieren? Mit einiger Vorar-
beit und einer aktiven Betriebs-
gruppe steht dann am 8. März
2021 eine ganztägige Betriebsver-
sammlung zum Thema an.

Norbert Döring
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Hintergrund

Wir haben im vergangenen Jahr
zweimal als Betrieb gestreikt. Am
20.09.2019 und am 29.11.2019 –
jedes Mal im Rahmen des Klima-
streiks.

Viele unserer Schüler*innen be-
teiligen sich regelmäßig an den
Schulstreiks von Fridays for Future.
Einige Male waren wir auch ge-
meinsam mit den Kids vor Ort, die
gern teilnehmen wollten, aber trotz-
dem zur Schule gekommen waren.

Ob wir die globalen Streiks
unterstützen wollen, mussten wir
im Team nicht wirklich diskutie-
ren. Als freie und selbstorganisier-
te Alternativschule gehört es zu
unserem Selbstverständnis, gesell-
schaftliche Themen und politische
Kämpfe in unseren Schulalltag
mit einzubeziehen. Globale politi-
sche Streiks für eine gerechte Welt
zu ignorieren wäre für uns eine
Schande.

Sicherlich sind wir als selbst-
verwaltete Kollektivschule in der
komfortablen Situation, dass uns

keine Chef*in im Nacken sitzt und
mit Kündigung droht. Doch selbst
wenn es so wäre: es ist undenkbar
ein ganzes pädagogisches Team
vor die Tür zu setzen. Gleichzeitig
hat es weitreichende Auswirkun-
gen wenn wir die Schule schließen.
Die Kinderbetreuung fiel aus und
die Eltern lösten das Problem
durch Selbstorganisation. Einige
Eltern bestreikten ebenfalls ihre
Jobs und kamen zusammen mit
den Kindern auf die Demonstra-
tionen. Am 20.09.2019 waren in
Berlin 270.000 Menschen auf der
Straße – sowohl streikende Schü-
ler*innen als auch Lohnabhängi-
ge. Politische Streiks sollten keine
Ausnahme sein, sondern zur
Selbstverständlichkeit werden. Die
kollektive Arbeitsniederlegung ist
und bleibt besonders auch über
den Bildungsbereich hinaus ein
starkes wirtschaftliches Druckmit-
tel. Solidarität ist unsere Waffe!

Wanda Sommer

Wenn al le streikten, wo kämen wir da hin?
Erfahrungsbericht aus der Freien Schule
Kreuzberg

Nicht ganz legal , aber wichtig
Streiks sind die mächtigste Waffe der Lohnabhängigen im Kampf für ihre Interes-
sen. Sie können auch für politische Ziele genutzt werden. Aber wie?

Broschüre der FAUDresden: https://www.fau.org/materialien/streiken-ist-unser-gutes-recht
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FAU heißt Widerstand im prekären Bereich

Leiharbeiter*innen haben in der
Regel unsichere Jobs, schlechtere
Arbeitsbedingungen und werden
dafür bei gleicher Arbeit schlech-
ter bezahlt. Leiharbeiter*innen
erleiden häufiger Arbeitsunfälle
als Festangestellte. Die Arbeit ist
oft nicht nur hart, sondern auf-
grund der Unsicherheit auch psy-
chisch sehr belastend. Nicht
grundlos halten viele Deutsche
Leiharbeit für moderne Sklaverei.
Aber die Branche boomt: Im
Jahresdurchschnitt von Juli 2018
bis Juni 2019 waren in Deutsch-
land 950.000 Leiharbeiter*innen
gemeldet.

Schon am 1. Mai 2019 läutete
die FAU Kaiserslautern eine
Kampagne gegen Leiharbeit ein.
Um über die Hintergründe und
die rechtlichen Umstände der
Leiharbeit aufzuklären, erstellte
und verbreitete sie eine Informa-
tionsbroschüre. Mittels eines
Stadtrundgangs informierte sie

zudem vor Ort über Verursacher
und Profiteure der Leiharbeit.
Zudem wendete sich sich durch
Unterschriftensammlungen an
den DGB, der mit seinem Tarif-
vertrag – in dem Leiharbeiter*in-
nen der gleiche Lohn für gleiche
Arbeit für die ersten 15 Monate
der Beschäftigung vorenthalten
wird – leider eine unrühmliche
Rolle spielt. Dabei zeigte sich
immer wieder, dass viele Men-
schen die Zustände in der Leih-
arbeitsbranche, die sie am eige-
nen Leib erfahren haben oder
von Erzählungen kennen, für
skandalös halten.

Im Januar diesen Jahres hat
nun ein Leiharbeiter am Arbeits-
gericht Kaiserslautern eine Klage
auf gleiche Bezahlung eingereicht.
Der 28-Jährige – Mitglied der
FAU – arbeitete seit letztem No-
vember bei einem privaten Ent-
sorgungsunternehmen in der Re-
gion Kaiserslautern als Leihar-

beiter. Für die körperlich an-
strengende Arbeit, wie dem Lee-
ren von Senkkästen oder die Ent-
sorgung von Papiermüll und Gel-
ben Säcken, erhielt er von seiner
Zeitarbeitsfirma einen Lohn
knapp über dem Mindestlohn –
fast 4 Euro pro Stunde weniger
als die festangestellten Kolleg*in-
nen.

Laut Gesetz stehen Leihar-
beiter*innen die gleichen Ar-
beitsbedingungen wie Festange-
stellten zu. Durch den Tarifver-
trag ist es jedoch möglich, davon
nach unten abzuweichen. Der re-
nommierte Arbeitsrechtler für
Deutsches und Europäisches Ar-
beitsrecht, Dr. Wolfgang Däub-
ler, sieht in der Ungleichbehand-
lung von Leiharbeiter*innen
einen Verstoß gegen EU-Richtli-
nien. Däubler hat zusammen mit
dem gewerkschaftsnahen Netz-
werk „Labournet“ eine Kampa-
gne ins Leben gerufen, für die

auch in der ZDF-Sendung „Die
Anstalt“ geworben wurde. Die
Kampagne unterstützt Leiharbei-
ter*innen, die bereit sind auf
gleichen Lohn zu klagen, juris-
tisch und finanziell. „Labournet“
will damit eine Vorlage beim Eu-
ropäischen Gerichtshof erreichen
und dort die Unrechtmäßigkeit
der schlechteren Bezahlung von
Leiharbeiter*innen feststellen
lassen.

Bei dem Gütetermin am Ar-
beitsgericht Kaiserslautern be-
kam unser Kollege einen Ver-
gleich im Umfang von 50% des
geforderten Fehlbetrags angebo-
ten. Das Ziel der FAU bleibt je-
doch ein Grundsatzurteil, das die
vollkommene Gleichbezahlung
von Leiharbeit durchsetzt. Der
Kammertermin über diese Forde-
rung wird am 25. Mai in Kaisers-
lautern stattfinden.

Benjamin Gnaser

Einsatz gegen die Ausbeutung von Leiharbeiter*innen
Die FAU Kaiserslautern hat der Ausbeutung von Leiharbeiter*innen den Kampf ange-
sagt. Die Klage eines Leiharbeiters mit Hilfe der FAU auf gleiche Bezahlung ist ein
erster Schritt - das Ziel bleibt ein Grundsatzurteil.

DA: Die FAU Leipzig hat im

September 2019 mit zwei

Arbeiterinnen einer Reini-

gungsfirma, die Hotelzim-

mer reinigten, in einem kur-

zen Intermezzo 6000€ Lohn-

nachzahlung erkämpft. Wie

ist das abgelaufen?

Die beiden Kolleginnen waren
mit einem Work-and-Travel-Vi-
sum aus Argentinien angereist,
weil dort die wirtschaftlichen Be-
dingungen gerade sehr schlecht
sind. Der Kontakt kam über eine
Mitbewohnerin einer der Betrof-
fenen zustande. Wir haben wie
immer zunächst herausgefunden
wie überhaupt die Situation ist
und welche Ansprüche sie gegen-
über ihrem Boss haben.

Unser Forderungsbrief an das
Reinigungsunternehmen wurde
mehr oder weniger ignoriert. Wir
haben uns dann überlegt, dass es

wirksamer wäre, nicht das Reini-
gungsunternehmen anzugehen,
sondern die Hotelketten. Das Ho-
telmanagement wusste auch Be-
scheid, dass den Arbeiter*innen
Löhne vorenthalten wurden. Wir
haben in Rekordzeit eine Kund-
gebung direkt vor dem Eingang
eines Hotels vorbereitet, ange-
meldet und im großen Stil mobi-
lisiert.

Auf einmal klingelte das Syn-
dikatstelefon und der Anwalt der
Gegenseite war dran. Schon er-
staunlich, wie schnell das auf ein-
mal ging. Wahrscheinlich wurde
das Hotel über unsere Kundge-
bung informiert und hat dem
Reinigungsunternehmen dann
Druck gemacht. Jedenfalls war
der Anwalt sehr kleinlaut und
wir konnten uns darauf einigen,
dass das ausstehende Geld am
nächsten Tag überwiesen wird.

DA: Die beiden Kolleginnen

haben dort nur zweieinhalb

Monate gearbeitet. Wie hat

es das Unternehmen ge-

schafft sie in so kurzer Zeit

um so viel Geld zu prellen?

Schon der Arbeitsvertrag ließ
nichts Gutes erahnen, da dort
komplett rechtswidrige Klauseln
drin standen. Wahrscheinlich
glaubten sie, dass sie damit
durchkommen, weil anscheinend
fast alle Kolleg*innen dort nicht
deutschsprachig waren. Jeden-
falls haben die Bosse zunächst
keinen Lohn ausgezahlt. Den bei-
den Betroffenen wurde erzählt,
dass das in Deutschland normal
sei und sie haben ein paar hun-
dert Euro in bar bekommen. Den
beiden wurde also schlicht und
einfach der Lohn und jeweils ins-
gesamt sechs Tage "Probearbeit"
nicht gezahlt.

DA: Mit was für Arbeitsbe-

dingungen waren die Kolle-

ginnen da konfrontiert?

Teilweise gab es wohl sexuelle
Übergriffe, was die Vorarbei-
ter*innen aber nicht interessiert
hat. Es wurde viel mündlich ver-
einbart, was die Beweisbarkeit
von Ansprüchen natürlich arg er-
schwert. Insgesamt steht der Ver-
dacht im Raum, dass das Reini-
gungsunternehmen systematisch
nichtdeutschsprachige Arbei-
ter*innen anheuert, um sie um
ihren Lohn zu prellen, und das in
der Hoffnung, dass sie aufgrund
der Sprachbarriere und weil sie
nur eine begrenzte Zeit in
Deutschland sind, ihre Ansprü-
che nicht geltend machen.

Schon erstaunl ich, wie schnel l das aufeinmal ging
Ein Interview mit der FAU Leipzig über eine Lohneintreibung bei einer Reinigungsfirma
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FAU heißt Widerstand im prekären Bereich

Ruth läuft über einen roten Tep-
pich und versucht mit drei Bällen
zu jonglieren. Eine Moderatorin
erklärt, dass Ruth auf dreifache
Weise belastet ist: Sie geht einer
Lohnarbeit nach, ist Mutter und
engagiert sich ehrenamtlich. Bis zu
80 Stunden leistet sie so bezahlte
und unbezahlte Arbeit in der Wo-
che. Bei ihren Jonglierversuchen
fällt ständig ein Ball herunter. Ei-
ne eindeutige Symbolik.

Etwa 400 Personen der Frau-
enkampftagsdemo in Halle (Saa-
le) sahen den „Catwalk“ der AG
Feministisch Organisieren der
FAU Halle. „Das Prekariat ist
der kapitalistische Normalzu-
stand. Es bezeichnet die Verunsi-
cherung aller Lebens- und Ar-
beitsverhältnisse. . .“ , erklärte die
Moderatorin zur Begrüßung. Die
Aktion sollte zeigen, was Preka-
risierung, insbesondere für Frau-
en, konkret bedeutet. Dafür hat-
ten die Aktivist*innen eine digi-
tale Umfrage gestartet und so
über zwanzig persönliche Ge-
schichten als Rückmeldung erhal-
ten: von Doppelbelastung durch
Lohn- und Care-Arbeit, Unterbe-
zahlung oder auch sexuellen
Übergriffen im Job.

Einige der Frauen, die ihre
Geschichten teilten, liefen an die-
sem Tag auch über den roten
Teppich. Unter anderen eine al-
leinerziehende Laborantin, der
trotz chronischer Krankheit die
Teilzeit verwehrt wird; eine Wan-
dergesellin, die Geschichten von
sexistischen Kollegen auf dem
Bau mitbrachte oder eine Kurier-
fahrerin, die nicht einmal den
Mindestlohn bekommt. Begleitet
werden die Auftritte der Arbeite-
rinnen durch trockene und zum
Teil beißende Kommentare der
Moderatorin, die die Ungerech-
tigkeiten der Verhältnisse klar
vor Augen führt. Die Aktion en-
dete mit der Formulierung femi-
nistischer Forderungen: Weg mit
dem GenderPayGap! 30-Stunden-
Woche bei vollem Lohnausgleich!

Nepomuk Diener

DA: Was ist Hartz IV und

warum wurde es eingeführt?

Als Hartz IV wird das Arbeitslo-
sengeld II nach dem Sozial-Ge-
setzbuch II bezeichnet. Es wird
Hartz IV genannt, da es das vier-
te der Hartz Gesetze ist, die 2005
verabschiedet wurden. Die Hartz-
Gesetze waren Teil der Agenda
2010, welche einen großen Nied-
riglohn-Sektor in Deutschland
schaffen sollte. Weiterhin wurden
in der Agenda 2010 Gesetze zur
Leiharbeit und weitere Ein-
schränkungen eingeführt, welche
uns alle betreffen.

Begründet wurden die ver-
schärften Sozial-Gesetze mit
Aussagen wie, dass der deutsche
Sozialstaat zu großzügig sei und
Erwerbslose keine Motivation
zum Arbeiten hätten.

Faktisch bedeutet Hartz IV
die Zusammenlegung der damali-
gen Arbeitslosen- und Sozialhilfe.

Ein reines Arbeitslosengeld
ist Hartz IV aber nicht. Viele
Hartz IV-Empfangende sind
nicht arbeitslos, sondern soge-
nannte “Aufstocker”, also Men-
schen die trotz Lohn-Arbeit nicht
genug zum Leben haben.

DA: Warum ist Hartz IV

ein Problem?

Wir müssen klar sagen, dass
Hartz IV keine Hilfe ist, sondern
Armut bedeutet. Die Regelleis-
tung liegt unterhalb der Armuts-
grenze und stellt deshalb kein
Existenz-Minimum dar.

Dieser Regelsatz darf durch
die Jobcenter weiter gekürzt wer-
den. Diese Sanktionen haben alle
zu fürchten, wenn sie nicht nach
den Regeln der Jobcenter spielen.
Zum Beispiel wenn sie Stellen
ablehnen oder zu Terminen nicht
erscheinen.

Hartz 4-Beziehende werden in
eine Eingliederungs-Vereinbarung
gezwungen, die sie in ihren Rech-
ten noch weiter einschränkt.

Es ist der klare Plan hinter
Hartz IV, Menschen in den Ar-
beitsmarkt zu pressen. So wurde
das Grundrecht auf freie Arbeits-
wahl umgangen, nach dem kein
Mensch zu Arbeit gezwungen

werden darf. Neben den Sanktio-
nen nutzen die Jobcenter Über-
wachung, Hausbesuche, Ver-
schwinden von Unterlagen und
Schuldzuweisungen, um Men-
schen weiter zu gängeln.

Leider ist vielen Menschen
nicht bewusst wie sie sich wehren
können. Wegen dieser Ohnmacht,
geben viele dem Druck nach und
nehmen miese Jobs an.

DA: Im November 2019 ent-

schied das Bundesverfas-

sungsgericht, dass Hartz IV-

Sanktionen teilweise verfas-

sungswidrig sind. Wird da-

durch alles besser?

Nach unserer Einschätzung abso-
lut nicht. Das Urteil geht nicht
weit genug da weiterhin bis 30%
sanktioniert werden kann. Es
wurde damit sogar ausgesagt,
dass Sanktionen an sich verfas-
sungsmäßig seien könnten. Ganz
abgesehen davon versuchte das
Arbeits-Ministerium sofort, die
Entscheidungen des Verfassungs-
gerichts zu umgehen, um weiter-
hin verfassungswidrige Sanktio-
nen anzuwenden. Für die We-
nigsten hat sich etwas geändert.
Wer nicht gezielt auf die neue
Rechtssprechung beharrt ist auf
sich alleine gestellt.Um mit den
neuen Regelungen umzugehen,
müssen wir uns gemeinsam bil-
den und Strategien entwickeln,
wie wir uns wehren können.

DA: Deswegen bietet die

FAU Magdeburg zwei mal im

Monat eine Erwerbslosenbe-

ratung an. Wie helft ihr da

konkret?

Zur Zeit bieten wir ein Erwerbs-
losen-Café an in dem wir in ers-
ter Linie beraten und über die
aktuelle Rechtslage informieren.
Aber unsere Arbeit geht weit
darüber hinaus. Uns ist es wich-
tig, nicht mehr alleine mit Hartz
IV und der Ohnmacht zu sein.
Wir begleiten einander auch zu
unseren Terminen. Das greift die
Macht des Jobcenters an und

bringt uns dadurch in eine viel
bessere Position. Aber wir haben
auch langfristige Ziele im Blick.

DA: Langfristige Ziele? Wie

werden wir denn mit Hartz

IV fertig?

Durch die Organisation von Er-
werbslosen kämpfen wir gegen
Ausgrenzung, Vorurteile und
Vereinzelung. Es ist notwendig,
dass erwerbslose und erwerbstäti-
ge Menschen sich gemeinsam or-
ganisieren, um gegen den Nied-
riglohn-Sektor und den Zwang
zur Arbeit zu kämpfen. Ein wei-
terer Schritt könnten Sanktions-
Kassen sein. Sie sollen ähnlich
funktionieren wie Streik-Kassen
und uns die Angst vor Sanktio-
nen nehmen.

Das Ziel ist, dass Hartz IV
überflüssig wird. Dafür müssen
wir vom Staat unabhängige
Strukturen schaffen, in denen wir
uns solidarisch absichern und ei-
ne Arbeits- und Ausbildungs-
Vermittlung schaffen, die im In-
teresse der Menschen handelt. So
etwas gab es schon mal vor circa
100 Jahren: die sogenannten Ar-
beitsbörsen.

Wenn al le das wüssten
Interview mit einem Mitglied der Hartz 4-AG der FAU Magdeburg

Ein Catwalk der
Prekarisierung



Seite 6 Direkte Aktion – Verteilzeitung zum 1 . Mai 2020

FAU ist international

Alles begann im Internet mit ei-
nem einfachen „Hello, I am Cha-
mila!“ und ein halbes Jahr später
holte ich sie vom Flughafen ab.
Chamila arbeitet für das Dabindu
Collective, das sich für die Rechte
von Arbeiterinnen in Nähfabri-
ken verschiedener Regionen Sri
Lankas einsetzt. Sie unterstützt
sie im Kampf um bessere Ar-
beitsbedingungen.

Das erste gemeinsame Pro-
jekt war eine Vortragstour durch
14 Städte in Europa im Oktober
2019. Mit dabei war Dian von
der Inter-Factory Workers Fede-
ration (FBLP) in Jakarta, die
ebenfalls gewerkschaftliche Basis-
arbeit für die Interessen von Nä-
herinnen leistet. Die Tour brach-
te Menschen zusammen, die im
Alltag durch die räumliche Di-
stanz weit voneinander getrennt,
aber als Akteur*innen innerhalb
derselben Wertschöpfungskette
vereint sind. Schließlich werden
die allermeisten Kleidungsstücke
in den europäischen Regalen von
Näherinnen in Asien produziert.

Kein Arbeitsschutz und
Übergriffen ausgeliefert
Nach der erfolgreichen Tour woll-
ten wir in Kontakt bleiben und
uns bald wieder treffen. Was an-
fangs eher als ein kleineres infor-
melles Treffen gedacht war, wur-
de schnell zu einer richtigen Kon-
ferenz. Die International Confe-
rence of Labor Unions in the
Garment Industry fand kein hal-
bes Jahr später, Ende Februar
2020, in Colombo statt – ausge-
richtet vom Dabindu Collective
und der FAU.

Etwa 13 (Basis)Gewerkschaf-
ten waren durch knapp 30 Teil-
nehmer*innen vertreten. Neben
diversen Strukturen, die ihren
Schwerpunkt in Sri Lanka haben,
waren Delegierte der CNT Spani-
en, des Garment Workers Trade
Union Center (GWTUC) aus
Bangladesch, der Federation of
Garment Workers Myanmar
(FGWM) sowie der Internatio-

nalen Konföderation der Arbei-
ter*innen (IKA) , der FAU und
des Solidarity Center (Myanmar)
bei der Konferenz anwesend und
haben diese mitgestaltet.

Die Arbeitsbedingungen der
Frauen sind fast überall diesel-
ben: Es fehlen Schutzkleidungen
wie Atemmasken und der ihnen
gesetzlich zustehende Urlaub von

14 Tagen im Jahr wird in der
Regel nicht gewährt. Auch an
Feiertagen soll gearbeitet werden.

Wenn jemand krank wird,
müssen Kolleg*innen den Ausfall
auffangen und dürfen die Fabrik
erst verlassen, wenn sie die vor-
gegebene Produktionsquote er-
reicht haben. Dieser Druck hat
weitreichende Folgen und be-
günstigt unter anderem sexuali-
sierte Gewalt gegen die Arbeite-
rinnen. Da die Frauen diese Ziel-
vorgaben erreichen müssen, bevor
sie gehen dürfen, sind sie darauf
angewiesen, dass ihre Nähma-
schinen schnell repariert werden,
wenn sie mal kaputt gehen. Das
versetzt sie in Abhängigkeit zu
den Mechanikern, die die Situati-
on oft ausnutzen.

Mit Streiks gegen Belästigung
Besonders interessant waren die
Berichte aus Myanmar: Dort or-
ganisieren sich zur Zeit vermehrt
Näher*innen und bauen in ein-
zelnen Nähfabriken gewerkschaft-
liche Strukturen auf. Mit sponta-
nen Streiks haben sie viele gute
Erfahrungen gemacht. Moe San-

dar Myint (FGWM) berichtete,
dass sie einmal für die Kündi-
gung eines Mechanikers gekämpft
haben, der eine Frau sexuell be-
lästigt hatte. Sie streikten eine
Woche, danach war der Mechani-
ker weg. Die Fabrik hatte eine
neue Gewerkschaft. Sie formu-
lierten neue Forderungen und
setzten sie durch.

Die Gewerkschaftsbewegung
in Myanmar ist relativ jung,
denn bis 2010 herrschte eine Mi-
litärdiktatur. Erst seitdem eta-
blieren sich dort gewerkschaftli-
che Strukturen. Insbesondere Ba-
sisgewerkschaften scheinen mit
ihrem Ansatz erfolgreich zu sein.

Die fabrikbezogenen Gewerk-
schaften schließen sich in der
FGWM zusammen, um sich ge-
genseitig zu unterstützen.

Nun gilt es, die Erfahrungen
aus Myanmar auch über die Lan-
desgrenzen hinaus zu streuen und
so international für Solidarität
und eine stabile Vernetzung zu
sorgen. Denn es besteht immer
die Gefahr, dass ein Fabrikbesit-
zer seine Niederlassung einfach
schließt, wenn die Belegschaft zu
viel fordert. In Bangladesch z.B.
sind die Menschen im Zweifelsfall
noch abhängiger. Also ist es
leichter, an einem anderen
Standort einfach eine Neue auf-
zumachen.

Transkontinentale Solidarität
Deshalb auch die internationale
Konferenz in Colombo, der inof-

fiziellen Hauptstadt von Sri Lan-
ka. Dort waren sich alle darin ei-
nig, dass der Druck in erster Li-
nie von den Arbeiter*innen
selbst ausgehen muss. Aber – so
beschreiben es sowohl Gewerk-
schaften aus Sri Lanka als auch
aus Myanmar und Bangladesch:
Das Markenimage ist den Kon-
zernen der Bekleidungsindustrie
wichtig. Sie reagieren sehr emp-
findlich, wenn der Eindruck ent-
steht, dass sich international Wi-
derstand gegen ihr System regt.
Selbst kleine Aktionen vor Ge-
schäften mit nur wenigen Teil-
nehmer*innen können dazu füh-
ren, dass sich etwas bewegt. Des-
halb sollten Streiks in den Näh-
fabriken vor Ort zeitnah mit
Solidaritätsaktionen auch in an-
deren Ländern unterstützt wer-
den. Dafür wurden kurze Kom-
munikationswege besprochen,
Fahnen für Fotoaktionen ausge-
tauscht und Konzepte für die
weitere Zusammenarbeit erstellt.
Am 1. Mai sollen bereits im Rah-
men des Global May Day ge-
meinsame Aktionen koordiniert
werden.

Das Ziel: Mitarbeiter*innen
von H&M, Lidl & Co in Europa
solidarisieren sich bei ihren Ar-
beitskämpfen mit den Produ-
zent*innen in Asien und Süd-
amerika und umgekehrt. Gleich-
zeitig erhöhen Konsument*innen
den Druck auf die Marken. Die
Arbeiter*innen in den Nähfabri-
ken sind nicht länger dazu bereit
unter den aktuellen Bedingungen
Kleidung zu produzieren.

Auf dem Rückweg fragen wir
uns, wie es jetzt weiter gehen
soll. Klar ist, dass das Dabindu
Collective und die FAU weiter-
machen werden. Und Dank der
Konferenz in Colombo nun ge-
meinsam mit Gewerkschaften aus
Bangladesch, Indonesien, Argen-
tinien, Myanmar, Spanien und
Sri Lanka.

Mo

Internationales Komitee der FAU

Konferenz der Näherinnen
In Asien vernetzen sich asiatische und europäische (Basis)Gewerkschafter*innen,
um sich im Kampf für bessere Arbeitsbedingungen in der Bekleidungsindustrie zu
unterstützen. Ein Reisebericht.



Direkte Aktion – Verteilzeitung zum 1 . Mai 2020 Seite 7

FAU heißt Perspektive

DA: Was macht eigentlich

ein Kurierdienst?

Das Kurier*innengeschäft besteht
im Wesentlichen darin, ad hoc ei-
lige oder fragile Sendungen von
A nach B zu befördern. Liebes-
briefe, Baupläne, sensible Tech-
nik, sperrige Möbel, vergessene
Schlüssel und noch Vieles mehr.
Alles, was sicher und schnell an-
kommen soll, wird von uns trans-
portiert. Das kann sowohl im
Auftrag gewerblicher als auch
privater Kund*innen geschehen,
wobei der Anteil gewerblicher
Kund*innen deutlich überwiegt.

Um ein schnelles Reagieren
auf Bestellungen zu gewährleis-
ten, befinden sich täglich ca. 15
Kolleg*innen auf Fahrrädern und
Lastenrädern auf den Straßen
Berlins und sind jederzeit über
Funk erreichbar, um Aufträge
und dazugehörige Infos zu be-
kommen. Für besonders große
und schwere Sendungen sind zu-
sätzlich zu den Rädern auch zwei
Elektro-Transporter im Einsatz.

DA: Mit welchen Bedingun-

gen seid ihr in der Branche

konfrontiert?

Als Kurier*innen Kollektiv haben
wir uns ausgehend von den pri-
mären Zielen einer jeden Selbst-
organisation auf die Organisation
innerhalb der Kurier*innenbran-
che in Berlin spezialisiert und
sind in diesem Gewerbe tätig.
Die Kurier*innenbranche in Ber-
lin und auch in anderen europäi-
schen Städten hat keine verbind-

lich geregelte Norm oder Rege-
lung in den Abläufen und Struk-
turen. Es ist viel mehr ein Kon-
glomerat von selbständigen Ein-
zelpersonen, die in Kooperation
mit diversen Unternehmen arbei-
ten und somit eine sehr schwache
Ausgangsposition bei der Ver-
handlung der Arbeitsbedingun-
gen einnehmen. Sie stehen als
Selbstständige unter enormem
wirtschaftlichen Druck und kön-
nen als einzelne Personen ihre
Rechte und Belange nur sehr
schlecht gegenüber ihren Koope-
rationspartnern geltend machen.
Des Weiteren haben sie keinerlei
Einfluss auf die Preisvorgaben
und können daher nicht über das
Maß der von ihnen geleisteten
Arbeit frei entscheiden, sondern
sind stets ihren eigenen Sach-
zwängen unterworfen. Auf dem
Rücken der Selbständigkeit der
fahrenden Personen, ist – trotz
aller Regelungen im Arbeitsge-
setz – eine Art Akkordarbeit
möglich. Hierbei werden die Ku-

rier*innen nicht entsprechend ge-
leisteter Arbeitszeit entlohnt,
sondern nach erledigten Aufträ-
gen, was eine Lebensgestaltung
außerhalb der Arbeitszeit sehr
erschwert und eventuelle Leis-
tungsschwankungen oder gar
Ausfälle nicht berücksichtigt. Des
Weiteren schafft diese Art der
Organisation eine starke Konkur-
renz zwischen den fahrenden Per-
sonen und somit Leistungszwang.
Diese Form der Ausbeutung der

Arbeitskraft ist für uns nicht
hinnehmbar und im höchsten
Maße prekär.

DA: Warum habt ihr Euch

für eine kollektive Organisa-

tion des Betriebs entschie-

den?

Wir als Kollektivbetrieb sind uns
der momentan bestehenden Ver-
hältnisse und unserer Arbeit in-
nerhalb dieser bewusst. Dennoch
ist es erklärtes Ziel eines jeden
Kollektivbetriebs eben diese Ver-
hältnisse aufzubrechen und eine
sozialere, auf Gleichberechtigung
und Gegenseitigkeit beruhende
Gesellschaftsform zu erwirken.

Hierzu ist es unumgänglich
die bestehenden wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Beziehun-
gen zwischen Arbeitgebenden
und Arbeitnehmenden nicht nur
zu untergraben und einzuschrän-
ken, sondern in Gänze aus der
Arbeitswelt und somit auch aus
der Gesellschaft an sich zu ent-
fernen. Die Trennung der Ar-

beitskraft von der Verfügung
über die selbige ist Kernproblem
und Haupttriebkraft der beste-
henden ausbeuterischen Verhält-
nisse in der Lohnarbeit. Nur die
Unmündigkeit und das Unwissen
der Arbeitenden über die Ver-
wendung ihrer Arbeitskraft
rechtfertigt die Existenz einer or-
ganisierenden und bestimmenden
Instanz, die über eben diese Ar-
beitskraft verfügt.

Allein die Selbstbestimmung

einer jeden Person über ihre Ar-
beitskraft kann Mittel zum Er-
langen einer gleichberechtigten
und sozialen Gesellschaft sein.
Ohne den Umstoß der wirtschaft-
lichen Verhältnisse ist die Ent-
wicklung zu einer solchen Gesell-
schaftsform nicht denkbar. Das
Fahrwerk Kurier*innen Kollektiv
versteht sich als antikapitalis-
tisch.

DA: Und wie macht sich

diese Motivation in der Ar-

beitsweise des Betriebs be-

merkbar?

Wir als Kurier*innen Kollektiv
versuchen diese Art der Dienst-
leistung auf ein gerechtes, auf
Gleichberechtigung und Koope-
ration beruhendes, Niveau zu he-
ben und somit eine Arbeitsumge-
bung zu schaffen, die es den Ku-
rier*innen erlaubt, nicht nur Ein-
fluss auf den Betriebsablauf zu
nehmen, sondern diesen aktiv
mitzugestalten und an allen Ent-
scheidungsprozessen teil zu ha-
ben.

Eine hierarchielose Struktur
ist hierbei von größter Wichtig-
keit. Nur durch das Überwinden
diverser Hierarchien und anderen
Vorteilen kann eine gleichberech-
tigte Beteiligung aller an einem
Betrieb gewährleistet werden.

Erste und wichtigste Maß-
nahme hierzu ist es, dass alle
Personen die an dem Kollektiv-
betrieb beteiligt sind entspre-
chend der geleisteten Arbeitszeit,
und in gleicher Höhe entlohnt
werden. Hierbei spielt es keine
Rolle, welche Position die ent-
sprechende Person übernommen
hat und welche Art Arbeit sie
übernimmt, alles wird in gleicher
Weise entlohnt.

Alle Einnahmen dienen aus-
schließlich der Finanzierung des
Betriebes und der Reprodukti-
onskosten der an dem Kollektiv
beteiligten Personen. Eine Berei-
cherung einzelner oder die Schaf-
fung von Mehrwert durch Aus-
beutung der Arbeitskraft zum
Zweck der Kapitalbildung ist
ausgeschlossen.

Kol lektive Betriebspraxis in der Stadtlogistik
Fragen zur demokratischen Wirtschaftsführung an das Fahrwerk Kurierkollektiv aus Berlin
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Union Coop – Gewerk-
schaftl iche Kol lektivbe-
triebe
Die FAU unterstützt den Aufbau
von gewerkschaftlichen Kollek-
tivbetrieben, in denen Arbei-
ter*innen ohne Chef, solidarisch
miteinander und in Anbeindung
an ihre Gewerkschaft arbeiten
können. In Berlin gibt es bereits
mehrere miteinander föderierte
Kollektivbetriebe.

www.union-coop.de

Viele von uns haben Erfahrun-
gen mit schlechten Arbeitsbedin-
gungen. Viele von uns werden
von unseren Chef*innen beschis-
sen. Dazu sind sie umso mehr in
der Lage, wenn wir uns nicht mit
unseren Rechten am Arbeitsplatz
auskennen. Wir haben uns in der
FAU organisiert, um uns zu weh-
ren. In der FAU kämpfen wir ge-
meinsam für bessere Arbeitsbe-
dingungen, und wir bilden uns
gemeinsam weiter über unsere
Rechte und Aktionsmöglichkei-

ten. Wir kommen aus unter-
schiedlichen Branchen und ver-
schiedenen Ländern. Unsere Er-
fahrungen sind also sehr vielfäl-
tig. Das gibt uns eine Vielzahl an
Fertigkeiten und Ressourcen.
Manche von uns sind jahrelang
in gewerkschaftlichen Kämpfen
aktiv gewesen, andere sind neu
dabei und bringen so neue Per-
spektiven und Ideen ein. Unsere
Vielfalt macht uns stark. Wir ar-
beiten auf mehreren Ebenen:
Wir bieten individuelle, prakti-

sche Unterstützungund Beratung
bei kleineren Problemen an, bei-
spielsweise bei der Eintreibung
von Lohn- und Urlaubsentgelt.
Wir arbeiten langfristig an kol-
lektiven Solidaritätskampagnen.
Wir helfen unseren Mitgliedern,
sich in den Betrieben zu organi-
sieren und für bessere Bedingun-
gen zu kämpfen. Unsere Mitglie-
der sind direkt an diesen Aktivi-
täten beteiligt. Auch du kannst
mitmachen! Die FAU ist eine
kämpferische Gewerkschaft. Das
ist das Grundprinzip bei allem,
was wir tun. Wir sind überzeugt:
Wenn wir Arbeiter*innen uns zu-
sammenschließen, können wir
selbst am besten unser Leben
verändern. Lasst uns die Macht
vom kapitalistischen System und
der täglichen Arbeit, die so allge-
genwärtig unser Leben bestim-
men, zurückgewinnen!

www.fau.org

Direkte Aktion – Die Zei-
tung der FAU
Die Direkte Aktion (DA) ist die
gewerkschaftliche Zeitung der
FAU. Sie erscheint einmal jähr-
lich als kostenlose Verteilzeitung
zum Ersten Mai und dauerhaft
als Online-Zeitung

www.direkteaktion.org
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